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  Anspruch eines Anwalts auf Höchstgebühr
bei Vertretung im Rehabilitierungsverfahren

Leitsatz

  In Verfahren zur Rehabilitierung von Heimkindern ist im Regelfall die Höchstgebühr angemes-
sen.

Orientierungssatz

  Bei dem Rehabilitierungsrecht handelt es sich um ein Nebengebiet, in dem nur wenige Anwäl-
te über fundierte Kenntnisse verfügen. Zur sinnvollen Vertretung ist insbesondere die Kennt-
nis des Rechts der DDR notwendig. Gerade für die Rehabilitierung von Heimkindern ist eine
besondere und fundierte Kenntnis der Rechtsprechung der Rehabilitierungsgerichte nötig,
so dass die Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit als überdurchschnittlich anzusehen ist.
(Rn.10)

Verfahrensgang

vorgehend LG Magdeburg, 1. Februar 2018, Reh 87/16

Tenor

  Auf die sofortige Beschwerde des Betroffenen wird der Kostenfestsetzungsbeschluss des
Landgerichts Magdeburg vom 1. Februar 2018 dahingehend abgeändert, dass die auf-
grund des Beschlusses des Landgerichts Magdeburg vom 22. November 2017 von der
Landeskasse an den Betroffenen zu erstattenden notwendigen Auslagen auf 833,00 €
festgesetzt werden.

  Die Kosten des Beschwerdeverfahrens und die notwendigen Auslagen des Betroffenen
trägt die Landeskasse.

  Der Beschwerdewert wird auf 351,05 € festgesetzt.

 

Gründe

  I.
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1 Mit Antrag vom 22. Dezember 2017 hat die Verfahrensbevollmächtigte des Betroffenen
beantragt, die ihm zu erstattenden notwendigen Auslagen auf 833,00 € festzusetzen.

2 Mit dem angefochtenen Kostenfestsetzungsbeschluss vom 1. Februar 2018 hat das
Landgericht Magdeburg diese Kosten auf 481,95 € festgesetzt. Zur Begründung der Her-
absetzung hat das Landgericht ausgeführt, dass die Höchstgebühren übersetzt seien.
Das Rehabilitierungsverfahren sei ein relativ einfaches Verfahren. Auch die Begründung
des Anspruches sei eher einfach gewesen.

3 Hiergegen richtet sich die sofortige Beschwerde des Betroffenen, die weiter begründet
wurde.

4 Das Landgericht hat der sofortigen Beschwerde nicht abgeholfen und sie dem Oberlan-
desgericht zur Entscheidung vorgelegt.

  II.

5 Die sofortige Beschwerde ist zulässig (§ 15 StrRehaG i. V. m. §§ 104 Abs. 3 S. 1 ZPO, 11
Abs. 3 RPflG i.V.m. § 464 b StPO). Sie ist fristgemäß eingelegt worden. Der Beschwerde-
wert von 200,00 € aus § 304 Abs. 3 StPO ist erreicht. Da infolge der Geltung von StPO-
Grundsätzen für das Beschwerdeverfahren § 568 S. 1 ZPO keine Anwendung findet, ent-
scheidet der Senat nicht durch den Einzelrichter, sondern in der Besetzung mit drei Rich-
tern (vgl. OLG Naumburg, Beschl. v. 8.03.2017, 1 Ws 68/17 (unveröffentlicht); OLG Cel-
le, Beschl. v. 21.09.2015, 2 Ws 148/15, Rn. 9; OLG Koblenz, Beschl. v. 26.03.2007, 1 Ws
153/07, Rn. 18; Temming in: Gercke / Julius / Temming, StPO, 5. Aufl., 2012, § 464 b; je-
weils zitiert nach juris).

6 Der Ansatz der Mittelgebühren ist zu Unrecht erfolgt. Die angesetzte Höchstgebühr ist zu
erstatten.

7 Bei der Vergütungsfestsetzung ist zu prüfen, ob die anwaltlich bestimmte Gebühr un-
billig ist (§ 14 Abs. 1 S. 4 RVG). Fehlt es an der Unbilligkeit, kann die bestimmte Gebühr
nicht herabgesetzt werden. Wird die Unbilligkeit hingegen bejaht, bedarf es einer ent-
sprechenden Begründung und sodann der Bestimmung der richtigen Gebühr (vgl. Hell-
stab / Lappe / Madert / Dörndorfer, Die Kostenfestsetzung, B 196).

8 Wegen der Schwierigkeit zu bestimmen, wann eine Rahmengebühr unbillig ist, und weil
mit der Aufzählung der Umstände, die einerseits für die Erhöhung, andererseits für eine
Ermäßigung der Gebühr sprechen, nicht viel geholfen ist, hat die Praxis sich diesen mit
der sog. Mittelgebühr einen Ansatzpunkt geschaffen. Die Mittelgebühr soll gelten und da-
mit zur konkret billigen Gebühr in den "Normalfällen" werden, d.h. in den Fällen, in de-
nen sämtliche, vor allem die nach § 14 Abs. 1 S. 1 RVG zu berücksichtigenden Umstän-
de durchschnittlicher Art sind, also übliche Bedeutung der Angelegenheit, durchschnittli-
cher Umfang und durchschnittliche Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit, wirtschaftli-
che Verhältnisse des Auftraggebers, die dem Durchschnitt der Bevölkerung entsprechen
(Gerold/Schmidt, RVG, 22. Aufl., § 14 RVG, Rn. 7).

9 Unter Zugrundelegung dieser Maßstäbe ist der Ansatz der Mittelgebühr vorliegend nicht
gerechtfertigt.
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10 Zu Recht weist die Verfahrensbevollmächtigte des Betroffenen darauf hin, dass die
Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit als überdurchschnittlich anzusehen ist. Bei dem
Rehabilitierungsrecht handelt es sich um ein Nebengebiet, in dem nur wenige Anwäl-
te über fundierte Kenntnisse verfügen. Zur sinnvollen Vertretung ist ferner auch eine
Kenntnis des Rechts der DDR notwendig. Gerade für die Rehabilitierung von Heimkin-
dern ist eine besondere und fundierte Kenntnis der Rechtsprechung der Rehabilitie-
rungsgerichte nötig. Auch der Umfang der Tätigkeit lag über dem Durchschnitt.

11 Die Einschätzung der Bezirksrevisorin, dass Schwierigkeit und Umfang des Verfahrens
nicht vergleichbar mit einem normalen Strafverfahren und insgesamt einfacher gelagert
seien, wird vom Senat nicht geteilt. Die Mitglieder des Senates, die sämtlich auch in den
Strafsenaten des Oberlandesgerichts tätig sind, schätzen im Gegenteil ein, dass der hier
vorliegende Fall erheblich schwieriger war als ein "normales" Strafverfahren.

12 Zu Recht hat die Verfahrensbevollmächtigte auch auf die hohe emotionale und finanzi-
elle Bedeutung der Rehabilitierungsentscheidung für den Betroffenen hingewiesen, was
bei der Festsetzung der Gebühr nach § 14 RVG ebenfalls zu berücksichtigen ist.

  III.

13 Die Kosten- und Auslagenentscheidung folgt aus § 15 StrRehaG i. V. m. § 467 Abs. 1 St-
PO.
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